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Für eine 3. Beteiligung zum RPD vorgesehene Änderungen 
 

Hier: Änderungen der Windenergiebereiche im Vergleich zur 
Fassung gemäß Regionalratsbeschluss vom 23.06.2016 
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Einleitung (ergänzende Begründung) 
Die Thematik der Windenergienutzung war eines der zentralen Themen der 
Klausurtagung des Regionalrates vom 29.06.2017 ï 30.06.2017. Gemäß der 
dortigen Beschlussfassung wird der nachfolgende klarstellende Text (Vorschlag der 
Fraktionen CDU/FDP/FW; redaktionell angepasst) Teil der Begründung zur 3. 
Verfahrens- und Öffentlichkeitsbeteiligung und somit entsprechender Teil des RPD-
Verfahrens. 
 
"Der derzeit noch geltende Landesentwicklungsplan formuliert im Ziel 10.2-2, dass 
proportional zum jeweiligen Potential Gebiete für die Nutzung von Windenergie als 
Vorranggebiete in den Regionalplänen festzulegen sind. In dem Grundsatz 10.2-3 wird 
dieses Ziel dahingehend konkretisiert, dass im Planungsbiet Düsseldorf 3.500 ha als 
Windvorranggebiete gesichert werden sollen. 
Die im derzeitigen Bearbeitungsstand festgelegten Windvorrangzonen mit ca. 2.7001 ha sind 
nahezu ausnahmslos auf der linksrheinischen Seite des Plangebiets verortet. Diese Zonen 
stehen aufgrund ihrer Häufung in einzelnen Kommunen, ihrer Verortung in Waldgebieten 
oder im Umfeld von allgemeinen und reinen Wohngebieten oder an GIB-Flächen in der Kritik 
der Bürgerinnen und Bürger, Kommunen, Umweltverbänden, Kammern, Unternehmen und 
Unternehmensverbänden. 
Kritisiert wird insbesondere die nicht hinreichende Berücksichtigung der Immissionen der 
Anlagen auf die Wohngebiete und die Belastung der GIB-Flächen mit Lärmkontingenten aus 
den Windenergieanlagen (Belastung der Summenpegel nach §§ 47 ff. BImSchG).   
Insbesondere ist dem Umstand nicht hinreichend Rechnung getragen worden, dass es sich 
bei den neuen Anlagen um 6 MW mit einem Schalleistungspegel von 108-110 dB(A) handelt 
und die neuen Anlagen eine Höhe von 200 m - 235 m haben, mit der Folge, dass die 
"Schallbodendämpfung" zumindest im flachen linksrheinischen Gebiet erheblich minimiert ist 
(je höher die Anlage, desto weniger Bodendämpfung, desto lauter die Anlage auch in 
weiterer Entfernung; Uppenkamp und Partner-Studie).  
Darüber hinaus ist angekündigt, dass die Bund/Länderarbeitsgemeinschaft 
Immissionsschutz (LAI) eine neue Prognoseberechnung "Schall von Windenergieanlagen" im 
Herbst veröffentlichen wird. Deren aus der Vorabveröffentlichung erkennbaren strengeren 
Vorgaben sind in die Planung nicht mit eingeflossen, wären aber bis zur Entscheidung über 
den Regionalplan in die Festlegung von Windvorrangzonen mit einzubeziehen. 
Die Landesregierung beabsichtigt darüber hinaus den LEP hinsichtlich des oben 
dargestellten Ziels 10.2-2 und Grundsatzes 10.2-3 zu ändern. Es ist insbesondere 
beabsichtigt, die Verpflichtung zur Ausweisung von Windvorrangzonen ebenso aufzuheben 
wie die Privilegierung der Windenergieerzeugung im Wald. Darüber hinaus soll zukünftig ein 
Mindestabstand von 1.500 m von neuen Windenergieanlagen zu reinen und allgemeinen 
Wohngebieten vorgesehen werden. 
Der Regionalrat beabsichtigt den Regionalplan (RPD) Ende des Jahres 2017 zu 
beschließen. Bis dahin werden schon aus verfahrensrechtlichen Gründen die oben 
dargestellten Änderungen des LEP nicht in Kraft getreten sein.  
Ein Abwarten der Änderungen des LEP kommt indes nicht in Betracht, da in den Städten und 
Gemeinden dringend zusätzliche ASB- und GIB-Flächen benötigt werden um dem 
bestehenden Siedlungsdruck begegnen zu können und die dynamische wirtschaftliche 
Entwicklung der Planregion nicht zu gefährden.  
Der Regionalrat kündigt daher an, dass er die Regelungen zur Windenergie einschließlich 
der Festlegung von Windvorrangzonen und Windvorbehaltszonen nach Änderung des LEP 
im Rahmen eines Regionalplanänderungsverfahrens kritisch überprüft und ggf. neu regeln 
wird. Der Regionalrat weist ausdrücklich darauf hin, dass Ergebnis der Prüfung auch der 

                                            
1
 Hinweis der Regionalplanungsbehörde: Die Zahl ist nicht mehr korrekt. Sie bezieht sich auf einen 

alten Stand vor weiteren geplanten Kürzungen ï siehe nachstehende Seiten ï im Reichswald und in 
Grevenbroich (nordöstlich Hydro Aluminium und in der Umgebung des interkommunalen GIB-Z 
Jüchen/Grevenbroich). 
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generelle Verzicht auf die Ausweisung von Windvorrangzonen und Windvorbehaltszonen 
sein kann.ñ 

 
Ferner wird an dieser Stelle der Umfang der Windenergiebereiche thematisiert. 
 
Der Gesamtumfang der für den RPD derzeit vorgesehenen Windenergiebereiche (2. 
Entwurf ï gemäß 2. Beteiligung ï unter Einrechnung der nachstehend für die 3. 
Beteiligung vorgesehenen Darstellungsänderungen) beträgt nur knapp zwei Drittel 
der im LEP-Grundsatz 10.2-3 genannten 3.500 ha für das Planungsgebiet Düsseldorf 
(ca. 2.243 ha). 
 
Seitens der Regionalplanung wird dieser LEP-Grundsatz auch berücksichtigt, aber 
die Unterschreitung wird dennoch als sachgerecht begründet angesehen. 
 
Denn a) die harten und weichen Tabukriterien gemäß der 2. Fassung der 
Begründung zum RPD (Begründung aus der 2. Beteiligung; siehe http://www.bezreg-
duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html) sind  
hinreichend gewichtig und b) die Gründe für den Ausschluss von Bereichen 
außerhalb der Bereiche mit harten und weichen Tabukriterien sind jeweils 
hinreichend gewichtig. Diese Ausschlussgründe sind zu ersehen aus der 2. Fassung 
der Begründung zum RPD (Begründung aus der 2. Beteiligung; siehe 
http://www.bezreg-
duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html), soweit sie 
nicht durch die nachfolgenden Unterlagen standörtlich aktualisiert (insb. weitere 
Bereiche begründet ausgeschlossen) worden sind. 
 
Dabei ist zu bedenken, dass die Vorgaben im LEP aus einer Potenzialstudie des 
LANUV abgeleitet wurden(siehe Erläuterungen zum LEP)  ï auch wenn nur ein Teil 
des entsprechenden regionalen Potenzials im LEP-Grundsatz vorgegeben wurde. In 
dieser LANUV-Potenzialstudie wurden jedoch viele Aspekte, die regionalplanerisch in 
der Planungsregion Düsseldorf sinnvoller Weise ï ggf. standörtlich zumindest 
zusammen mit anderen Gründen ï zu einem Ausschluss führen sollten oder im 
Rahmen des Abwägungsspielraumes des Regionalrates führen können, nicht oder 
raumordnerisch nicht hinreichend berücksichtigt. 
 
Dazu zählt beispielsweise die Thematik des Landschaftsbildes im Reichswald, 
dessen Bedeutung Mitte 2016 vom LANUV als sehr hoch eingestuft wurde ï 
während die Potenzialstudie des LANUV für die Reichswald-Kommunen im NRW-
Leitszenario noch in sehr großem Umfang Potenziale ermittelt hatte ï die vom 
Ansatz der Studie her zu großen Teilen im Reichwald verortet gewesen sein müssen. 
 
Dazu zählt aber u.a. auch die Thematik der Luftsicherheit, die in der Potenzialstudie 
nur rudimentär berücksichtigt wurde ï während sie im Rahmen der 
regionalplanerischen Abwägung sachgerechter Weise zu umfangreichen 
Ausschlüssen gerade in der hiesigen Planungsregion führt. 
 
Darüber hinaus geht in die Abwägung ein, dass in der hiesigen Planungsregion auch 
außerhalb der Windenergiebereiche über die Bauleitplanung oder Zulassungen 
Windenergieanlagen großer Raum eingeräumt wird. Dass es außerhalb der 
Windenergiebereiche noch weitere Standorte gibt, setzt der LEP gemäß den 

http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html
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Erläuterungen zwar voraus, aber in der hiesigen Region sind dies Standorte in 
beträchtlichem Umfang (vgl. http://www.energieatlasnrw.de/site/). 
 
Diese Anlagen außerhalb können zudem beim Ziel 10.2-2 des LEP eingerechnet 
werden, denn sie vermindern die entsprechende Notwendigkeit Vorranggebiete zur 
Zielerreichung (zukünftige Stromanteile) in den Regionalplänen darzustellen. Ebenso 
sind die vorstehend nur skizzierten Ausschlussgründe (Kriterien und 
Einzelstandortbegründungen) für Windenergiedarstellungen einzubeziehen, denn da 
diese sachgerecht sind, ist das regionale Potenzial entsprechend gemindert. Seitens 
der Regionalplanung wird der aktuelle Planungsstand auch als vereinbar mit dem 
entsprechend beachteten Ziel 10.2-2 des LEP eingestuft. 
 

Hinweise (Lesehilfe) 
Soweit nachfolgend Bereichsk¿rzel wie ĂVie_WIND_003ñ verwendet werden, sind 
dies Kürzel entsprechend Kapitel 7.2.15 der Begründung (2. Fassung) zum RPD aus 
der vorhergehenden und abgeschlossenen 2. Beteiligung zum RPD oder 
entsprechende auf Basis der Systematik des Kapitels 7.2.15 weiterentwickelte Kürzel 
(z.B. durch neue Anhªnge wie ĂAñ und ĂBñ weiter untergliedert aufgrund 
entsprechender Streichungserfordernisse für Teilbereiche von bisherigen größeren 
Bereichen). 
http://www.bezreg-
duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html (Zugriff am 
02.07.2017) 
 
Die Unterlagen aus der damaligen 2. Beteiligung können ï wie bei allen Ausschnitten 
ï auch zur weiteren Verortung und Umfeldbetrachtung genutzt werden. 
 

  

http://www.energieatlasnrw.de/site/
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_2e_062016.html
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Ä3BT-W-Mönchengladbach Nr. 01 

 

 

Begründung: 
Der Windenergiebereich Mön_WIND_009 wird verkleinert gegenüber dem Stand 
aus der 2. Beteiligung. Grund dafür ist, dass südliche Teilbereiche aufgrund des 
Braunkohlenabbaus und insb. der Lage im Sicherheitsbereich nicht mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit für eine Windenergienutzung geeignet sind (der in 
der Abbildung weggefallene Bereich wird bezeichnet als Teilbereich 
Mön_WIND_009-B).  
 
Die vorstehenden Argumente sind gewichtiger, als die aus Kap. 7.2.15 der 
Begründung in der Fassung der 2. Beteiligung hervorgehenden Gründe für 
Windenergiebereichsdarstellungen. 
 
Siehe ansonsten zu diesem Bereich die ï bzgl. der vorstehenden Änderungen und 
den vorstehenden Änderungsgründen aber nicht aktuellen ï Informationen aus der 
Begründung, die Teil der Unterlagen zur abgeschlossenen 2. Beteiligung war (Kap. 
7.2.15; insb. Anlage 2). 
 

 

Ä3BT-W-Mönchengladbach Nr. 02 
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Begründung: 
Nordöstlich des geplanten Windenenergiebereichs Mön_WIND_005 ist aufgrund des 
neuen Bedarfsplans für die Bundesschienenwege ein neuer Schienenweg im 
Regionalplan darzustellen. Daraus ergibt sich ein Abstandserfordernis für den 
Windenergiebereich gemäß Kap. 7.2.15. Anlage 1 W.R.13 der Begründung zum 2. 
Entwurf. Dieses wurde bei der geänderten Darstellung entsprechend umgesetzt. 
 
Siehe ansonsten zum bisherigen Gesamtbereich Mön_WIND_005 die ï bzgl. der 
vorstehenden Änderungen und den vorstehenden Änderungsgründen aber nicht 
aktuellen ï Informationen aus der Begründung, die Teil der Unterlagen zur 
abgeschlossenen 2. Beteiligung war (Kap. 7.2.15; insb. Anlage 2). 
 

 

Ä3BT-W-KÜ-Grevenbroich ï Rommerskirchen Nr. 01 

 
 

Begründung: 
Die Planänderung (Streichung von Grev_WIND_003 und Rom_WIND_022A) ergibt 
sich aus einem Bündel von Argumenten, die alleine nicht tragen würden, aber in der 
Summe schon: 

- Es ist innerhalb des Stadtgebietes von Grevenbroich und auch des Gebietes 
von Rommerskirchen unter Einbeziehung des Umfeldes einer der 
landschaftlich hochwertigsten Standorte. 

- Umgebend sind gleich mehrere kulturlandschaftlich und historisch wertvolle 
Gebäude und Bereiche (Schloss, Kloster, Haus Horr, Hofanlagen, 
Bahndamm) vorhanden, die in ihrer Wahrnehmung gestört werden würden.  

- In diesem Kontext wird auch auf die bereits in der 2. Fassung der Begründung 
vermerkte sehr kritische Stellungnahme des Landschaftsverbandes Rheinland 
vom 27.03.2015 zu ĂWindenergiebereichen s¿dlich Neukirchenñ verwiesen 
(wenngleich sich diese auf den noch etwas größeren Windenergiebereich dort 
aus der 1. Beteiligung bezog).  
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- Es ist ein Raum mit starker Erholungsnutzung. 
- Es besteht keine nennenswerte Vorbelastung. 
- In Grevenbroich sind in Relation zum kommunalen Gebiet relativ viele 

Bereiche vorgesehen und es gäbe kaum größere Bereiche im Osten rund um 
die zentralen Ortslagen, von denen WEA nicht deutlich wahrnehmbar wären. 

 
Die vorstehenden Argumente sind in der Summe gewichtiger, als die aus Kap. 7.2.15 
der Begründung in der Fassung der 2. Beteiligung hervorgehenden Gründe für 
Windenergiebereichsdarstellungen. 
 
Auf die durch die Streichung von Grev_WIND_003 und Rom_WIND_022A prinzipiell 
(da Wegfall des Streichungsgrundes der 2.500 m zu Grev_WIND_003 gemäß der 
Sonderregelung in Kap. 7.2.15.3.10 der Begründung, 2. Fassung) denkbare 
Darstellung von Flächen rund um Muchhausen nördlich der L69 wurde ebenfalls 
verzichtet. Gründe dafür sind, dass die L69 hier eine klare Zäsur darstellt und auch 
hier Rücksicht genommen werden soll auf die kulturlandschaftlich wertvolleren 
Bereiche (Hofanlagen wie Haus Busch,  Kloster, Schloss, Bahndamm) und die 
dortige Erholungsnutzung. Auch gilt hier entsprechend, dass dort keine 
nennenswerte Vorbelastung besteht und in Grevenbroich in Relation zum 
kommunalen Gebiet relativ viele Bereiche vorgesehen sind. Zudem gäbe es bei einer 
Nutzung des Raumes nördlich der L69 kaum größere Bereiche im Osten des 
Stadtgebietes rund um die zentralen, großen Ortslagen, von denen WEA nicht 
deutlich wahrnehmbar wären. 
 
Siehe ansonsten zu diesem Bereich die ï bzgl. der vorstehenden Änderungen und 
den vorstehenden Änderungsgründen aber nicht aktuellen ï Informationen aus der 
Begründung, die Teil der Unterlagen zur abgeschlossenen 2. Beteiligung war (Kap. 
7.2.15; insb. Anlage 2). 
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Ä3BT-W- KÜ-Goch ï Kranenburg Nr. 01  

 
 

Begründung: 
Die Windenergiebereiche Goc_WIND_003-A und Kra_WIND_010 werden gestrichen 
gegenüber dem Stand aus der 2. Beteiligung. Dies ergibt sich aus einem Bündel 
mehrerer Argumente: 

- Es besteht weit überwiegend eine Lage in einer Wassergewinnung mit 
erhöhten Nitratwerten (ca. zwischen  20 und 30 mg Nitrat/l). Weitere 
entsprechende Risiken durch Standorte im Wald (Inanspruchnahme von 
Waldböden hierfür besonders kritisch) sollen im Sinne des Vorsorgeansatzes 
ï in einer Gesamtbetrachtung zusammen mit den nachstehenden sonstigen 
thematischen Gründen gegen das Vorhaben ï  vermieden werden, auch 
wenn die Effekte durch WEA-Errichtungen ï bei Nutzung aller sachgerechten 
Minderungsmöglichkeiten ï voraussichtlich gering sein dürften. Denn die 
dortigen neuen Brunnen der Gewinnung Reichswald (außerhalb der 
festgesetzten WSG) sind erforderlich um durch Mischung der Wässer mit 
dem im WSG Reichswald gewonnenen Wasser hinreichend sicher einen 
Nitratwert unterhalb des Grenzwertes von 50 mg/l einzuhalten. 

- Die Belastung des Landschaftsbildes und des Kulturraumes wäre gravierend. 
Hier ist auch auf eine Landschaftsbildbewertung des LANUV vom Sommer 
2016 hinzuweisen, die dem Reichswald insgesamt eine sehr hohe Bedeutung 
(Ăsehr hochñ) zumisst (wenngleich eine innergebietliche Differenzierung z.B. 
nach Baumarten fehlt).  

- Von besonderer Bedeutung ist zudem, dass der Reichswald das größte 
zusammenhängende Waldgebiet des Niederrheins ist und aufgrund der Lage 
auf dem niederrheinischen Höhenzug in Teilen deutlich aus der umgebenden 
Landschaft herausragt.  

- In diesem Kontext wird auch auf die bereits in der 2. Fassung der 
Begründung vermerkte sehr kritische Stellungnahme des 
Landschaftsverbandes Rheinland vom 27.03.2015 zu Windenergiebereichen 
im Reichswald verwiesen (wenngleich sich diese auf noch deutlich größere 
Windenergiebereichsdarstellungen aus der 1. Beteiligung bezog): ĂDer 
geplante Windenergiebereich Reichswald tangiert den historisch geprägten 
und gewachsenen Kulturlandschaftsbereich ĂReichswald" (HKLB 023 des 
LVR-FB KL RPD) und den Archªologischen Bereich ĂReichswald / Gocher 
Heide" (AB VI des LV-FB KL RPD). Es handelt sich beim Reichswald um den 
bedeutenden Rest eines großen Waldgebietes mit Relikten der 
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Waldentwicklung (Niederwald, Jagen, Meilerplätze, Pfalzdorfer Waldbahn), 
der Territorial- und Kriegsgeschichte (Schanzen und Stellungen des Ersten 
Weltkriegs, zahlreiche Überreste des zweiten Weltkriegs). Hier haben sich 
weiterhin urgeschichtliche, römische und mittelalterliche Besiedlungs- und 
Nutzungsareale, großflächige Grabhügelfelder erhalten. Wir empfehlen 
dringend, auf die Ausweisung des Windenergiebereichs zu verzichten.ñ 

- Durch die Streichung werden entsprechende Beeinträchtigungen des 
grenzüberschreitenden Biotopverbundes vermieden. 

- Beeinträchtigungen der Erlebbarkeit der besonderen Geomorphologie des 
Reichswaldes (insb. im Bereich der Stauchmoräne) werden vermieden. 

 
Die vorstehenden Argumente sind in der Summe gewichtiger, als die aus Kap. 
7.2.15 der Begründung in der Fassung der 2. Beteiligung hervorgehenden Gründe 
für Windenergiebereichsdarstellungen. 
 
Siehe ansonsten zu diesen Bereichen Goc_WIND_003-A und Kra_WIND_010 die ï 
bzgl. der vorstehenden Änderungen und den vorstehenden Änderungsgründen aber 
nicht aktuellen ï Informationen aus der Begründung, die Teil der Unterlagen zur 
abgeschlossenen 2. Beteiligung war (Kap. 7.2.15; insb. Anlage 2). 
 

 

Ä3BT-W-Geldern Nr. 01 

 
 

Begründung: 
Der Windenergiebereich Gel_WIND_001 wird verkleinert gegenüber dem Stand aus 
der 2. Beteiligung. Denn gemäß der Mitteilung des Bundeministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur in den Nachrichten für den Luftverkehr vom 19.10.2016 ist 
grundsätzlich in einem Radius vom 2 km um Pflichtmeldepunkte von einer 
Gefährdung des an- und abfliegenden Luftverkehrs auszugehen. Auf Basis dessen 
wird seitens der Regionalplanung keine hinreichend realistische Option mehr für 
erfolgreiche WEA-Neuzulassungen in dem Bereich von 2 km um den 
Pflichtmeldepunkt östlich von Gel_WIND_001 gesehen. Der Windenergiebereich 
war daher entsprechend zu reduzieren (der in der Abbildung weggefallene Bereich 
wird bezeichnet als Teilbereich Gel_WIND_001-B; der verbleibende Teil ist 
Gel_WIND_001-A). 
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Die vorstehenden Argumente sind in der Summe gewichtiger, als die aus Kap. 
7.2.15 der Begründung in der Fassung der 2. Beteiligung hervorgehenden Gründe 
für Windenergiebereichsdarstellungen. 
 
Siehe ansonsten zu diesem Bereich die ï bzgl. der vorstehenden Änderungen und 
den vorstehenden Änderungsgründen aber nicht aktuellen ï Informationen aus der 
Begründung, die Teil der Unterlagen zur abgeschlossenen 2. Beteiligung war (Kap. 
7.2.15; insb. Anlage 2). 
 

 

Ä3BT-W-Geldern Nr. 02 

 
 

Begründung: 
Der Windenergiebereich Gel_WIND_004 wird verkleinert gegenüber dem Stand aus 
der 2. Beteiligung. Die Reduzierung liegt begründet in dem am Standort nun für 
Windenergiedarstellungen vorgesehenen Puffer von 200 m um die bestehende 
Wasserschutzzone (WSZ) I (der in der Abbildung weggefallene Bereich wird 
bezeichnet als Teilbereich Gel_WIND_004-A). Dies dient standörtlich dem 
vorsorgenden Grundwasserschutz.  
 
Damit wird der Schutz z.B. für den Fall von Havarien erhöht, aber es werden auch 
Belastungen durch Eingriffe in den Untergrund im Nahbereich der Brunnen sinnvoll 
reduziert.  
 
Die vorstehenden Argumente sind in der Summe gewichtiger, als die aus Kap. 
7.2.15 der Begründung in der Fassung der 2. Beteiligung hervorgehenden Gründe 
für Windenergiebereichsdarstellungen. 
 
Siehe ansonsten zu diesem Bereich die ï bzgl. der vorstehenden Änderungen und 
den vorstehenden Änderungsgründen aber nicht aktuellen ï Informationen aus der 
Begründung, die Teil der Unterlagen zur abgeschlossenen 2. Beteiligung war (Kap. 
7.2.15; insb. Anlage 2). 
 

  


























































